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1 Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 31.01.2024 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 (1) BauGB) am 16.02.2024 

Billigung des Bebauungsplanvorentwurfes und Beschluss über am 18.12.2025 

die öffentliche Auslegung (§ 3 (1) BauGB) 

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) am 16.01.2026 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) vom 19.01.2026 bis 23.02.2026 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger vom 15.01.2026 bis 23.02.2026 

öffentlicher Belange (§ 4 (1) BauGB) 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen (§§ 3 (2) u. 4 (2) BauGB) am  

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Beschluss über am  

die öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom bis  

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger vom bis  

öffentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB) 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen (§§ 3 (2) u. 4 (2) BauGB) am  

Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB) am  

 

Ausfertigung: Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die schriftlichen Festsetzungen mit den 

hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Stadt Tauberbischofsheim überein-

stimmen. 

Tauberbischofsheim, den   

 Anette Schmidt 

                                                                                                                           Bürgermeisterin 

 

Genehmigung durch das Landratsamt Main-Tauber-Kreis (§ 10 Abs. 2 BauGB) am  

 

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB) am  

Tauberbischofsheim, den   

 Anette Schmidt 

 Bürgermeisterin 
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2 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 

2025 I Nr. 348) 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 

2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Juli 2023 (BGBl. I S. 176) 

Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. 2010, 

357, 358, ber S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 

2026 Nr. 15) 

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 

Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 

581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 

Nr. 13) 

3 Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-11 BauNVO) 

SO Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) 

Sondergebiet gem. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Solarenergie“ 

Innerhalb der Baugrenzen des Sondergebietes sind folgende Hauptnutzungen zulässig: 

▪ Solarmodule inkl. Aufständerung 

Innerhalb der Baugrenzen des Sondergebietes sind folgende Nebenanlagen im Sinne des  

§ 14 BauNVO zulässig: 

▪ Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie 

▪ Sonstige bauliche Anlagen, wie Verteiler, Wechselrichter, Zufahrten, Baustraße, Wartungs-

flächen, Sicherheitssysteme und Einfriedungen, die für den Betrieb und die Erschließung des 

Sondergebiets erforderlich sind oder in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Nut-

zung der Sonnenenergie stehen 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind entsprechend dem Planeintrag Höchst-

werte. 

2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und § 19 Abs. 2 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl ist mit 0,7 festgesetzt. 

Die durch die Grundflächenzahl begrenzte überbaubare Fläche ergibt sich aus der überdeckten Flä-

che sämtlicher aufgeständerter und punktförmig gegründeten Photovoltaikmodule sowie den sons-

tigen baulichen Anlagen und Wegeverbindungen. 
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2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und § 18 BauNVO) 

Die maximal zulässige Modulhöhe beträgt 3,50 m und ist vom natürlichen Gelände bis zum höchsten 

Punkt des Moduls zu bemessen. 

Die Mindesthöhe beträgt 0,80 m und ist vom natürlichen Gelände bis zur Unterkante des Moduls zu 

bemessen. 

Die maximal zulässige Höhe für sonstige bauliche Anlagen beträgt 3,50 m. Hiervon ausgenommen 

sind Überwachungskameras, für die eine maximale Höhe von 6,00 m festgesetzt ist. 

Die Höhe des natürlichen Geländes in Meter über Normalhöhennull (m ü. NHN) ist den Höhenlinien 

der Planzeichnung zu entnehmen. 

3. Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend den Eintragungen in der Planzeich-

nung als Baugrenzen festgesetzt. 

Ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind die projizierte Fläche sämtlicher 

aufgeständerter und punktförmig gegründeten Photovoltaikmodule sowie sonstige bauliche Anlagen 

zulässig. Mit der Baugrenze ist zum Waldrand ein Abstand von mindestens 30 m einzuhalten. 

Mit elektrischen Anlagen (Batteriespeicher, Trafostation, Wechselrichter, usw.) ist ein Abstand zum 

nächstgelegenen Wohnhaus von mindestens 100 m einzuhalten. 

Einfriedungen und notwendige Erschließungswege können auch außerhalb der Baugrenze errichtet 

werden. 

4. Oberirdische oder unterirdische Versorgungsanlagen und Versorgungsleitungen  

(§ 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB) 

Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

5. Beseitigung des Niederschlagswassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Gelände breitflächig über die belebte obere Bo-

denschicht zu versickern. 

6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

MAßNAHME 1 (M 1)  

Grünlandbewirtschaftung auf PV-Stellfläche  

Die Fläche innerhalb des Sondergebiets ist vollständig und dauerhaft als extensives Grünland zu 

bewirtschaften. Für Einsaaten ist aufgrund der Lage in der freien Natur ausschließlich zertifiziertes 

Saatgut gebietsheimischer Herkünfte aus dem Ursprungsgebiet 11 Südwestdeutsches Bergland zu 

verwenden. 

Die Bewirtschaftung der Wiesenfläche hat mittels Beweidung oder in Form einer ein- bis zweimaligen 

Mahd (1. Schnittzeitpunkt: ab Juli, 2. Schnittzeitpunkt: im September) mit Abtransport des Mahdguts 

zu erfolgen. Gegebenenfalls können diese zwei Methoden kombiniert werden. Das Grünland darf 

nicht gemulcht werden. Auf den Einsatz von Düngemitteln und Pestiziden ist zu verzichten. 

MAßNAHME 2 (M 2) [entspricht M 1 aus der saP] 

Aufgrund des 30 m Waldabstandes zur Baugrenze bedarf die Maßnahme für die Zauneidechse aus 

der artenschutzfachlichen Prüfung keiner planungsrechtlichen Festsetzung. 
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MAßNAHME 3 (M 3) [entspricht M 2 aus der saP] 

Baufeldfreimachung 

Die Baufeldfreimachung hat außerhalb der Brutzeit der Feldlerche (Mitte März bis Mitte Juli) zu er-

folgen. Sollte dies nicht möglich sein, ist rechtzeitig vor Beginn der Brutzeit eine Vergrämung der 

Bodenbrüter vor und während der Bauphase bei Baustopps zwingend nötig, damit die Vögel den 

Bereich der Baufläche nicht als Brutrevier besiedeln. Hierfür ist im Baufeld eine Schwarzbrache an-

zulegen. 

• Alternativ müssen ca. 2 m hohe Stangen (über Geländeoberfläche) innerhalb der eingriffsrele-

vanten Fläche aufgestellt werden, um die im Zickzacksystem Absperrband gespannt wird. Die 

Stangen müssen in regelmäßigen Abständen von etwa 25 m aufgestellt werden. 

MAßNAHME 4 (M 4)  

Schutz der Bodenfunktionen  

Befahrungen der Fläche sind auf ein Minimum zu reduzieren. Gegebenenfalls entstandene Verdich-

tungen sind zu beheben.  

Bei der Verlegung von unterirdischen Leitungen sollte auf einen schichtgerechten Bodenausbau und 

-wiedereinbau geachtet werden. Eine Vermischung der Bodenhorizonte führt zur Verschlechterung 

der Bodenverhältnisse und ist daher zu unterlassen.  

Um Bodenerosion durch abfließendes Niederschlagswasser unterhalb der Module zu verhindern, ist 

auf eine dauerhafte Vegetationsbedeckung des Bodens zu achten. 

MAßNAHME 5 (M 5)  

Pflege der Solarmodule 

Bei Wartungs- und Reinigungsarbeiten der Module ist vollständig auf den Einsatz von wasserge-

fährdenden Substanzen zu verzichten. Die Vorgaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sind zu beachten und einzuhalten. 

7. Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

PFLANZGEBOT 1 (PFG 1)  

Randliche Eingrünung des Plangebiets 

Zur Eingrünung des Sondergebietes ist die in der Planzeichnung mit PFG 1 gekennzeichnete Fläche 

von jeglicher Bebauung sowie Lagernutzung freizuhalten. Mit heimischen und standortgerechten 

Gehölzen (zertifiziertes Pflanzgut aus dem Vorkommensgebiet 5.1 Süddeutsches Hügel- und Berg-

land, Fränkische Platten und Mittelfränkische Becken) ist eine Hecke auf einer Breite von ca. 3,0 m 

und mit einer Anwuchshöhe von 0,60 m bis 1,00 m in 2 Reihen mit ca. 1,50 m Pflanzabstand auf 

Lücke zu pflanzen (Empfehlung Pflanzliste 1). Die Entwicklungshöhe der Gehölze beträgt 2,00 m 

bis 2,50 m. Die Gehölze sind während des Solarparkbetriebs dauerhaft zu unterhalten. 

Eine Einfriedung entsprechend den Vorschriften in den örtlichen Bauvorschriften zum vorliegenden 

Bebauungsplan ist innerhalb der Pflanzgebotsfläche zulässig. 

Bei der Anlage von Zufahrten kann die Grünfläche unterbrochen werden. 

8. Durchführungsvertrag (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben 

zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Än-

derungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind 

zulässig. 
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4 Hinweise 

1. Grundwasserschutz  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Solarpark Hof Steinbach“ befindet sich in-

nerhalb des festgesetzten Wasserschutzgebiets „WSG Dittwar/Königheim/Gißigheim/Heck-

feld/Oberlauda“ (WSG-Nr-Amt 128.208) in der Zone III und IIIA. Die Wasserschutzgebietsverord-

nung ist zu beachten und einzuhalten. 

Es sind sämtliche Handlungen zu unterlassen, die das Grundwasser nachteilig verändern könnten. 

Das Grundwasser ist sowohl während des Bauens als auch nach Fertigstellung des Vorhabens vor 

jeder Verunreinigung zu schützen. Abfälle jeglicher Art dürfen nicht in die Baugrube gelangen.  

Eine nachteilige Beeinflussung des Grundwassers durch Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

(u.a. während der Bauphase, im Brandfall oder auch bei Reinigungsarbeiten) muss beim Bau und 

Betrieb der Anlage grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies unverzüglich der 

Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Main-Tauber-Kreis anzuzeigen. 

Aus Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften Grundwasserableitungen 

nicht zugestimmt werden.  

Transformatoren und Batteriespeicher sind entsprechend den Vorgaben der Verordnung über Anla-

gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) aufzustellen und zu betreiben. Je nach 

Mengen und Wassergefährdungsklassen der Komponenten sind bei Transformatoren und Batterie-

speicher ausreichende Rückhaltevolumina für den Fall von Leckagen oder Brandereignissen herzu-

stellen. 

2. Bodenschutz 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der nicht zum Zwecke des Ausgleichs anderen Orts einge-

bracht wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. 

Der durch das Bauvorhaben anfallende Oberboden ist auf dem Grundstück wieder zu verwenden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens zur 

Sicherstellung der sachgerechten Durchführung der Bauarbeiten gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG ein 

Bodenschutzkonzept vorzulegen ist. Im Bodenschutzkonzept sind die mit der Errichtung von Freiflä-

chen-Photovoltaik-Anlagen verbundenen Gefährdungen sowie die vorgesehenen Maßnahmen be-

züglich des Schutzguts Boden darzustellen.  

Die Erdarbeiten im Plangebiet sind nach § 2 Abs. 3 LBodSchAG durch eine fachkundige bodenkun-

dliche Baubegleitung (BBB) zu überwachen. Diese hat weiterhin auf die Einhaltung des Boden-

schutzkonzeptes zu achten. Die zur bodenkundlichen Baubegleitung beauftragen Personen sind der 

unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde vor Baubeginn einschließlich Kontaktdaten, Auftrags-

bestätigung und Nachweis der bodenkundlichen Fachkunde zu benennen. Die untere Bodenschutz- 

und Altlastenbehörde kann Personen ohne geeignete Fachkunde ablehnen. 

3. Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-

deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde (Landesamt für 

Denkmalpflege) oder der Stadtverwaltung Tauberbischofsheim anzuzeigen. Archäologische Funde 

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
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Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 

der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit ei-

ner Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 

DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zu-

mindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schrift-

lich in Kenntnis gesetzt werden. 

4. Geotechnik 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbe-

feuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.  Verkarstungserschei-

nungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Bei et-

waigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum 

genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-

zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen 

wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene, dem Bauvorhaben angemes-

sene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieur-

büro empfohlen. 

5. Artenschutz - Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 

(BACHMANN ARTENSCHUTZ GMBH FASSUNG 05/2026) 

(Vermeidungs-)Maßnahme 01: 

Maßnahme für die Zauneidechse 

Aufgrund des 30 m Waldabstandes zur Baugrenze bedarf die Maßnahme für die Zauneidechse aus 

der artenschutzfachlichen Prüfung keiner planungsrechtlichen Festsetzung. 

(Vermeidungs-)Maßnahme 02: 

Siehe Nr. 6 der planungsrechtlichen Festsetzungen: (M3) Baufeldfreimachung 

(Empfehlungs-)Maßnahme 01: 

Siehe Nr. 6 der planungsrechtlichen Festsetzungen: (M1) Grünlandbewirtschaftung auf der PV-Flä-

che 

(Empfehlungs-)Maßnahme 02: 

Siehe Nr. 3.2 der Örtlichen Bauvorschriften: Vorschrift zur Durchlässigkeit von Einfriedungen 

CEF-Maßnahme 01: 

Als Ersatz für die fünf zerstörte Fortpflanzungsstätte der Feldlerche muss an geeigneter Stelle ein 

Ersatzhabitat geschaffen werden. Dazu muss an geeigneter Stelle eine 7500 m² (1500 m² pro Brut-

paar) große Buntbrache angelegt werden. Aufgrund der Territorialität der Feldlerche sind die CEF-

Maßnahmen auf mindestens zwei räumlich voneinander getrennt liegenden Teilflächen umzusetzen. 

Alternativ kann zwischen jeder Teilfläche pro Brutpaar ein Abstand von mindestens 150 m eingehal-

ten werden. Zur Herstellung der Buntbrache für die Feldlerche dient die Ansaat aus niedrigwüchsi-

gen Arten mit angrenzendem selbstbegrünendem Brachestreifen (jährlich umgebrochen, Verhältnis 

ca. 50 : 50); Streifenbreite mindestens 10 m. Die Fläche(n) sind bei der Ansaatvariante lückig anzu-

säen, um Rohbodenstellen zu erhalten. Für Einsaaten ist aufgrund der Lage in der freien Natur 

ausschließlich zertifiziertes Saatgut gebietsheimischer Herkünfte aus dem Ursprungsgebiet 11 Süd-

westdeutsches Bergland zu verwenden. Der Einsatz von Pestiziden oder Düngemitteln ist innerhalb 

der Fläche nicht zulässig. Es darf keine Unkrautbekämpfung (weder chemisch, mechanisch oder 
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thermisch) stattfinden. Die Streifen sind nicht entlang von versiegelten oder geschotterten Wegen 

sowie von Straßen, sondern im Feldstück anzulegen. 

Die vollständigen Maßnahmenbeschreibungen sind dem Artenschutzfachbeitrag vom Büro Bach-

mann im Anhang zu entnehmen. 

 

6. Pflanzliste 

Pflanzliste 1 

Sträucher 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel   

Corylus avellana Haselnuss   

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn   

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen   

Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster   

Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche   

Rhamnus cathartica Kreuzdorn 

Rosa canina Hunds-Rose 

Rosa rubiginosa Wein-Rose 

Salix caprea Sal-Weide 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosa Traubenholunder 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball 

 

Erstellt nach der Liste Gebietsheimischer Gehölze in Baden-Württemberg, LfU 2002 

 

 

Aufgestellt: Ausgefertigt: 

Balingen, den  Tauberbischofsheim den  

 

i.V. Tristan Laubenstein  Anette Schmidt 

Büroleitung             Bürgermeisterin 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Sondergebiet „Hof Steinbach“ 

 

5 Örtliche Bauvorschriften § 74 LBO BW 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Planungsstand: Entwurf 

zur Beteiligung der Öffentlichkeit sowie zur Anhörung der Behörden 

und sonstiger Träger öffentlicher Belange (§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 

BauGB) 

Fassung:  18. Mai 2026
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1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Erneuerbare Energien 

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Sinne von § 74 Abs. 1 Nr. 1 und 3 LBO sind allge-

mein zulässig. Die nachfolgenden Vorschriften sind nur zulässig, sofern diese erneuerbare Energien 

nicht einschränken. 

Solarmodule sind ausschließlich aus blendarmen Materialien herzustellen. 

1.2 Unterkonstruktion 

Die Unterkonstruktion der Solarmodule wird in Ständerbauweise im Rammverfahren errichtet. 

Sollte die Standsicherheit durch das Rammverfahren nicht ausreichend sichergestellt werden kön-

nen, kann bedarfsorientiert eine andere Gründungsmethode verwendet werden. 

2. Werbeanlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind unzulässig. 

Nicht bewegliche und nicht beleuchtete Informationstafeln, die im räumlichen und funktionalen Zu-

sammenhang mit der Zweckbestimmung des Sondergebietes stehen, sind bis zu einer maximalen 

Größe von 10 m² zulässig. 

Informationstafeln dürfen ausschließlich an Einfriedungen angebracht werden und sind so einzurich-

ten, dass die Verkehrsteilnehmer nicht beeinträchtigt werden. 

3. Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

3.1. Oberflächenbefestigung 

Für die Herstellung von Zuwegungen, die der Wartung und Pflege der PV-Anlage dienen, sind aus-

schließlich wasserdurchlässige Beläge oder wasserrückhaltende Materialien zu verwenden. 

Generell sind Bodenversiegelungen auf das unabdingbare Maß zu reduzieren. 

3.2  Einfriedungen 

Die Höhe der toten Einfriedungen wie Zäune darf maximal 2,50 m inkl. Übersteigschutz betragen. 

Zum Boden ist mit Zäunen ein Abstand von 0,20 m im Mittel einzuhalten. 

Geschlossene bauliche Einfriedungen sind nicht zulässig. Stacheldraht darf ausschließlich im obers-

ten Bereich als Übersteigschutz verwendet werden. 

Mit Einfriedungen ist ein Abstand von mindestens 0,50 m zu benachbarten landwirtschaftlichen 

Grundstücken und Wegen einzuhalten. 

3.3  Beleuchtung 

Eine dauerhafte Außenbeleuchtung ist nicht zulässig. 
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1 Rahmenbedingungen und planerisches Konzept 

1.1   Ziele und Zwecke der Planung 

Die Stadt Tauberbischofsheim beabsichtigt mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplans Sondergebiet „Solarpark Hof Steinbach“ die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 

die Errichtung einer Photovoltaikfreiflächenanlage der Energiekontor AG im Regelverfahren nach 

§ 30 Abs. 1 BauGB zu schaffen. Geplant ist die Ausweisung eines Sondergebiets gemäß § 11 

BauNVO mit der Zweckbestimmung „Solarenergie“. Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 7226 und 7229, Gemarkung Dittigheim. 

Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung ist im Rahmen der Umsetzung von Klimaschutzzie-

len, die geordnete Entwicklung eines Solarparks sowie die erforderlichen Einrichtungen sicherzu-

stellen. 

Zulässig sind Anlagen, die für den Betrieb und die Erschließung des Sondergebiets erforderlich sind 

sowie in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Nutzung der Sonnenenergie stehen. Durch 

die Festsetzung des Sondergebiets werden bauliche Anlagen und Nutzungen, die nicht der Zweck-

bestimmung des Sondergebietes entsprechen, ausgeschlossen. Hierdurch sollen eine gezielte Be-

bauung und Nutzung gewährleistet werden. Es ist vorgesehen den produzierten Strom der Photo-

voltaik-Freiflächenanlage in das öffentliche Stromnetz einzuspeisen. Mit dem Bau der Anlage kann 

somit ein wichtiger Beitrag zur allgemeinen Stromversorgung und zum Klimaschutz geleistet wer-

den. Die maximale Höhe der einzelnen Module wird beschränkt, sodass eine Beeinträchtigung des 

Landschaftsbildes stark reduziert werden kann. 

Im Norden, Osten und geringfügig im Südwesten schließen Waldflächen an das Plangebiet. Somit 

besteht ein gewisses Baumfallrisiko für die Planungsflächen der PV-Anlage. Die Risikofläche bzw. 

der Waldrand mit Bemaßung zur Baugrenze wurde im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans mit 

abgebildet. Zur Minimierung der Brandgefahr durch die Waldnähe wird festgesetzt, dass ein Wald-

abstand von mindestens 30 m eingehalten werden muss. 

Um die angrenzende Wohnbebauung durch Emissionen von Schall und elektromagnetischer Strah-

lung zu schützen, ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass mit elektrischen Anlagen (Batteriespei-

cher, Trafostation, Wechselrichter, usw.) ein Abstand zum nächstgelegenen Wohnhaus von mindes-

tens 100 m einzuhalten ist. 

Aufgrund der Nähe der Wohnbebauung im Südwesten und der Autobahn 81 im Osten wurde außer-

dem ein Blendgutachten erstellt. Bezüglich der Wohnbebauung kommt das Gutachten zu dem Er-

gebnis, dass im Bereich der nächstgelegenen Bebauungen Blendungen auftreten können. Jedoch 

unterschreiten diese im Maximum eine tägliche Blenddauer von 30 Minuten sowie eine jährliche 

Blenddauer von 30 Stunden, was laut der LAI (BUND-LÄNDER-ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR IMMISSI-

ONSSCHUTZ 2012) keine erhebliche Belästigung durch Blendungen darstellt. Bezüglich der A 81 tref-

fen die Reflexionen in beiden Fahrtrichtungen mit einem Winkel > 55° auf das Sichtfeld der Fahr-

zeugführer auf und sind somit für die Sicherheit des Verkehrs von untergeordneter Bedeutung. 

Gemäß Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 Baden-Württemberg, sollen für die Stromerzeugung 

verstärkt erneuerbare Energien wie Wasserkraft, Windkraft und Solarenergie, Biomasse, Biogas und 

Holz sowie Erdwärme genutzt werden. Nachdem im März 2017 die sogenannte Freiflächenöffnungs-

verordnung (FFÖ-VO) durch die Landesregierung verabschiedet wurde (letzte Änderung durch Ver-

ordnung vom 21. Juni 2022, GBl. S. 293), können Photovoltaik-Freiflächenanlagen in landwirtschaft-

lich benachteiligten Gebieten auch auf Acker- und Grünlandflächen im Rahmen der Förderung des 

Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) errichtet werden. Gemäß der nachfolgenden Abbildung be-

findet sich das Plangebiet innerhalb einer solchen Flächenkulisse. 
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Abbildung 1: PV-Freiflächenpotenzial (benachteiligte Gebiete) im Bereich des Plangebiets (Plangebiet: 
schwarze Balkenlinie) [Quelle: https://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de] 

 

Die Stadt Tauberbischofsheim hat eine Rahmen- und Kriterienplanung für Freiflächen-Photovoltaik-

anlagen auf dem Gemeindegebiet von Tauberbischofsheim vom 26. Juli 2023 aufgestellt. Dieser 

beinhaltet einen Katalog mit übergreifenden Kriterien, vor allem im Hinblick auf das Landschaftsbild, 

auf die Einsehbarkeit, auf die Landwirtschaft sowie auf den Natur- und Artenschutz. Die Kriterien 

wurden bei der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans berücksichtigt. 

Ergänzend zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Durchführungsvertrag gemäß § 12 

BauGB zwischen Planungs- und Vorhabenträger geschlossen, der unter anderem die Rückbauver-

pflichtung der Anlage regelt. Der Vertrag ist erforderlich, um einen Zeitraum für den Rückbau der 

Photovoltaik-Freiflächenanlage nach Außerbetriebnahme vorzugeben und die Rückführung der Flä-

chen in ihre ursprüngliche Nutzung sicherzustellen. 

 

1.2   Ausgangssituation und Bestandsbeschreibung 

Bauplanungsrechtlich ist das Plangebiet als Außenbereich zu bewerten. Das Vorhaben genießt 

keine Privilegierung nach § 35 BauGB. Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vor-

haben zu schaffen, ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. 

Das nach Südwesten abfallende ca. 14,0 ha große Gelände unterliegt bisher einer landwirtschaftli-

chen Nutzung. Gemäß Flurbilanzkarte der Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernährung und Ländli-

chen Raum befindet sich das Gebiet innerhalb der Vorbehaltsflur I. 

https://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/
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Abbildung 2: Auszug aus der Flurbilanzkarte (ungefähre Lage: rot) [Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und Ländlichen Raum] 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich und Lage des Plangebiets 

Das Plangebiet liegt ca. 1,7 km südwestlich von Dittigheim auf einer Höhe zwischen ca. 274,0 und 

315,0 m ü. NHN. Aufgrund der südexponierten Lage ist das Plangebiet für die Aufstellung einer 

Photovoltaikanlage gut geeignet.  

Die folgende Abbildung zeigt die Lage der überplanten Fläche. 

  

Abbildung 3: Übersichtslageplan, unmaßstäblich (ungefähre Lage: rot) [Quelle: https://www.geoportal-bw.de] 
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Der ca. 14 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst vollständig das Flurstück 7229 

und Teile des Flurstücks 7226.  

 

Abbildung 4: Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans (weiße Balkenlinie) (Quelle: https://www.geo-
portal-bw.de) 

 

2 Erschließung 

2.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes kann über den landwirtschaftlichen Weg (Flst. 7054 

und 7054/2) im Anschluss an die Frombergstraße (Fl. 7004/1) erfolgen. 

2.2 Stromversorgung und Stromeinspeisung 

Die Stromversorgung des Solarparks und die Stromeinspeisung in das Stromnetz sind durch den 

Vorhabenträger sichergestellt. Der Netzverknüpfungspunkt befindet sich am Umspannwerk in Tau-

berbischofsheim. 

2.3 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Eine Wasserversorgung ist nicht erforderlich. Verschmutztes Abwasser fällt nicht an. Das anfallende 

Niederschlagswasser wird der breitflächigen Versickerung zugeführt. 

 

https://www.geoportal-bw.de/
https://www.geoportal-bw.de/
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3 Übergeordnete Planungen 

3.1 Landesentwicklungsplan 2002 

Der Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 für Baden-Württemberg fordert eine verstärkte Nutzung 

erneuerbarer Energien. Er legte den Grundstein für die Ausweisung von Windkraftstandorten in der 

Regionalplanung, betonte die Bedeutung von Biomasse, Solar- und Wasserkraft und forderte die 

Berücksichtigung energiesparender Bauweisen bei der Siedlungsentwicklung. 

Die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien ist ein wichtiges Ziel zur Reduzierung fossiler Ener-

gieträger und zur Minderung des Treibhauseffekts. 

Der vorliegende Bebauungsplan steht daher im Einklang mit den energiepolitischen und planeri-

schen Zielsetzungen des Landesentwicklungsplans. 

3.2 Bundesraumordnungsplan Hochwasser 

Der Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz (BRPH) vom 1. September 2021 trifft bundesweit 

einheitlich hohe raumplanerische Standards für einen optimierten Hochwasserschutz; er ergänzt die 

Regelungen der Wasserwirtschaft und legt bundesweit fest, wie bestimmte Flächen genutzt werden 

können. Dadurch lassen sich Hochwasserrisiken minimieren – besonders für Siedlungsflächen und 

wichtige Verkehrs- und Energienetze. 

Weder das Plangebiet noch die nähere Umgebung befinden sich in ausgewiesenen Überschwem-

mungsgebieten oder innerhalb von Überflutungsflächen der Hochwassergefahrenkarten. 

Eine Betroffenheit des Bundesraumordnungsplans Hochwasser wird daher nicht festgestellt. 

3.3 Regionalplan Heilbronn-Franken 

Das Plangebiet befindet sich im Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 innerhalb eines Vorrangge-

bietes Regionaler Grünzug (PS 3.1.1). 

In diesem Zusammenhang wurde der Plansatz 3.1.1 (2) der Teilfortschreibung Solarenergie mit 

Rechtskraft vom 15.08.2025, wie folgt geändert: 

Auch außerhalb von Vorbehaltsgebieten für Photovoltaik nach Plansatz 4.2.3.4 (2) sind in Regiona-

len Grünzügen Photovoltaikanlagen inklusive zugehöriger Nebenanlagen grundsätzlich zulässig. 

Ausgenommen sind Photovoltaikanlagen lediglich in Bereichen, in denen wesentliche Beeinträchti-

gungen der Funktionen Landwirtschaft oder Naturschutz- und Landschaftspflege zu erwarten sind. 

Da sich im Planbereich keine Schutzgebietsausweisungen befinden und in der Flurbilanzkarte nicht 

als Vorrangflur ausgewiesen ist, stehen diese Belange raumordnerischen Zielen nicht entgegen. 

Im Folgenden ist ein Auszug aus dem Regionalplan dargestellt.  
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Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 (ungefähre Lage: rot) 

 

3.4 Flächennutzungsplan  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim weist das 

Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft aus. 

Der Bebauungsplan ist somit nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und muss daher im 

Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB geändert werden. 

  

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem FNP (ungefähre Lage: rot) 
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4 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des Vorhabens in der Stadt Tau-

berbischofsheim zu schaffen, ist die Art der baulichen Nutzung gemäß § 11 BauNVO als sonstiges 

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Solarenergie“ festgesetzt. Durch die Festsetzung als Son-

dergebiet werden bauliche Anlagen, die nicht dieser Zweckbestimmung dienen, ausgeschlossen. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wie Grundflächenzahl 

(GRZ) und die Höhe der baulichen Anlagen begründen sich durch das Erfordernis, eine möglichst 

optimale Nutzung der Sonnenenergie im Plangebiet sicherzustellen. Mit der Begrenzung der Grund-

flächenzahl soll neben den anlagenbedingten Gesichtspunkten auch das Maß der Flächenversiege-

lung und damit der Eingriff in den Naturhaushalt begrenzt werden. Beim Bemessen der GRZ wird 

die durch die Module senkrecht überdeckende Grünfläche berücksichtigt. Die Flächenversiegelung 

durch die Aufständerung fällt deutlich geringer aus. Zudem soll das Landschaftsbild vor erheblichen 

Beeinträchtigungen durch die Höhe der baulichen Anlagen möglichst gewahrt werden. Die festge-

setzte Mindesthöhe gewährleistet eine ausreichende Grünlandbewirtschaftung unterhalb der Solar-

module. 

Die Festsetzung der Baugrenze reguliert die Lage von baulichen Anlagen. Darüber hinaus sollen 

ausreichende Abstände zu den benachbarten Grundstücken der Sondergebietsfläche gewährleistet 

werden. Im Norden, Osten und geringfügig im Südwesten schließen Waldflächen an das Plangebiet. 

Somit besteht ein gewisses Baumfallrisiko für die Planungsflächen der PV-Anlage. Die Risikofläche 

bzw. der Waldrand mit Bemaßung zur Baugrenze wurde im zeichnerischen Teil des Bebauungs-

plans mit abgebildet. Zur Minimierung der Brandgefahr durch die Waldnähe wird festgesetzt, dass 

ein Waldabstand von mindestens 30 m eingehalten werden muss. 

Um die angrenzende Wohnbebauung durch Emissionen von Schall und elektromagnetischer Strah-

lung zu schützen, wurde in der Festsetzung zu den Baugrenzen ergänzt, dass mit elektrischen An-

lagen (Batteriespeicher, Trafostation, Wechselrichter, usw.) ein Abstand zum nächstgelegenen 

Wohnhaus von mindestens 100 m einzuhalten ist. 

Zur Verminderung einer technischen Überprägung des Gebietes und damit zum Schutz des Land-

schaftsbildes, sind Versorgungsleitungen grundsätzlich unterirdisch zu verlegen. 

Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser ist breitflächig über die belebte obere Boden-

schicht zu versickern. Mit dieser Festsetzung werden Eingriffe in den natürlichen Wasserkreislauf 

vermieden. 

Aus natur- und artenschutzrechtlichen Gründen werden für das Sondergebiet Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 

Zur ökologischen Aufwertung der Grünfläche wird eine extensive Mahd ohne Düngemitteleinsatz 

vorgegeben. Zum Schutz des Grundwassers dürfen keine Chemikalien für die Reinigung der Module 

verwendet werden. Eingriffe in den Boden sind fachgerecht wieder zu beheben. 

Das Pflanzgebot dient zum einen der wirkungsvollen Einbindung des Sondergebietes in die umge-

bende Landschaft und zum anderen wird eine wichtige Funktion im Naturhaushalt übernommen, der 

gestärkt werden soll. Sie wirken sich positiv auf das Mikroklima aus und bieten Lebensraum für 

verschiedene Tierarten. Das Pflanzgebot dient darüber hinaus dem Ausgleich des Eingriffs in den 

Naturhaushalt und soll die Einsehbarkeit der Anlage vermeiden. 

5 Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 

Ziel der Bauvorschriften ist es, in positiver Weise auf die Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss 

zu nehmen. Sie sind im Hinblick auf die besondere städtebauliche Lage des Plangebietes im 
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Außenbereich unverzichtbar. Die Bauvorschriften geben einen Rahmen vor, innerhalb dessen ein 

einheitliches und geordnetes Erscheinungsbild des Plangebietes, eine harmonische Einbindung in 

das Landschaftsbild und die Sicherung der ökologischen Erfordernisse gewährleistet sind. 

Zur Verringerung der Blendwirkung sind Solarmodule ausschließlich aus reflektionsarmen Materia-

lien herzustellen. 

Aus ökologischen Gründen sind Solarmodule aufzuständern und mit Rammfundamenten im Boden 

zu verankern.  

Um das Landschaftsbild sowie Verkehrsteilnehmer nicht zu beeinträchtigen, sind Werbeanlagen un-

zulässig. Zulässig sind lediglich an den Einfriedungen angebrachte Informationstafeln, sofern sie im 

räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit der Zweckbestimmung des Sondergebiets stehen. 

Diese sind nur unbeleuchtet und unbeweglich zulässig und sind darüber hinaus in Ihrer Größe be-

schränkt.  

Um die Auswirkungen der Versiegelung auf die Grundwasserneubildungsrate möglichst gering zu 

halten sind Zuwegungen aus wasserdurchlässigen oder wasserrückhaltenden Belägen herzustellen. 

Um die Anlage ausreichend sichern zu können, dürfen lebende Einfriedungen wie Hecken oder tote 

Einfriedungen wie Zäune errichtet werden. Einfriedungen dienen alleinig dem Schutz der Anlage 

und werden deshalb ausschließlich innerhalb der Sondergebietsfläche zugelassen. Aufgrund der 

Lage im natürlichen Lebensraum von verschiedenen Tierarten, ist mit toten Einfriedungen zum Bo-

den hin ein durchschnittlicher Abstand einzuhalten. Des Weiteren sind geschlossene bauliche Ein-

friedungen nicht zugelassen. Dadurch soll ein Landschaftsraum gewährleistet werden, der die 

Durchquerungsmöglichkeiten von Kleinsäugern nicht einschränkt. Stacheldraht stellt keinen siche-

ren Einbruchsschutz, aber eine potenzielle Gefahr für Lebewesen dar und ist deshalb nur als 

Übersteigschutz zulässig.  

Aufgrund der Lage im Außenbereich wird eine dauerhafte Beleuchtung der Planfläche ausgeschlos-

sen. 

 

6 Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die umweltschützenden Belange in die Ab-

wägung einzubeziehen und gemäß § 2a Nr. 2 BauGB in einem Umweltbericht zu ermitteln und zu 

bewerten. Zur Darstellung des Bestandes und der zu erwartenden Umweltauswirkungen wurden die 

Umweltschutzgüter erhoben und bewertet. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung einschließlich der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz und die spezi-

elle artenschutzrechtliche Prüfung wurden erstellt und sind Teil der Unterlagen zum Bebauungsplan.  

Im Plangebiet selbst befinden sich keine Schutzgebiete. 

In nachfolgender Abbildung ist die Schutzgebietskulisse im Bereich des Plangebiets dargestellt. 
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Abbildung 7: Schutzgebietskulisse im Bereich des Plangebiets (Plangebiet: schwarze Balkenlinie) [Quelle: 
https://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de] 
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7 Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 
 

Flächenbilanz Fläche in m² 

Größe des Geltungsbereichs  

− davon überbaubar (GRZ 0,7) 

− davon nicht überbaubar 
 

143.126 

100.188 

42.938 

darin enthalten: 

 Sondergebiet 140.935 

 Pflanzgebote 2191 
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